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6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1148 


Sachgebiet 61 1 

Kleine Anfrage 

der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Besteuerung von Veräußerungsgewinn landwirt- 
schaftlicher Grundstücke 


Nach dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 11. Mai 
1970 — BvL 17/67 — bedarf die Vorschrift des § 4 Abs. 1 letzter 
Satz des Einkommensteuergesetzes vor allem für den Bereich 
der Landwirtschaft einer Korrektur. Als erste Reaktion auf die 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts hat das Bundes- 
finanzministerium im Einvernehmen mit den Ländern eine 
Übergangsregelung erlassen, nach der die Veräußerungsge- 
winne aus vor dem 1. Juli 1970 rechtswirksam abgeschlossenen 
Verkäufen von land- und forstwirtschaftlichem Grund und Bo- 
den nicht zur Einkommensteuer herangezogen werden. 


Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Wann ist der Beschluß des Bundesverfassungsgerichts vom 
11. Mai 1970 der Bundesregierung zugestellt worden? 

2. Hält es die Bundesregierung mit den Grundsätzen des Ver- 
trauensschutzes für vereinbar, daß bereits die nach dem 
1. Juli 1970 getätigten Verkäufe von land- und forstwirt- 
schaftlichem Grund und Boden besteuert werden, obgleich 
die Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts der inter- 
essierten Öffentlichkeit erst sehr spät bekannt geworden 
ist und damit bei Vorliegen nach Treu und Glauben binden- 
der vorvertraglicher Vereinbarungen beim endgültigen 
Kaufabschluß nicht mehr berücksichtigt werden konnte oder 
kann? Ist die Bundesregierung unter diesem Aspekt bereit, 
einen späteren Ubergangsstichtag in Erwägung zu ziehen? 

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die Auswirkungen der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts im Hinblick 
auf die Entwicklung der Grundstückspreise und der Mieten? 

4. Welche Grundsätze müssen nach Auffassung der Bundes- 
regierung der angekündigten gesetzlichen Neuregelung zu- 
grunde gelegt werden? 
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5. Beabsichtigt die Bundesregierung, für die Besteuerung der 
zu erfassenden Veräußerungsgewinne — wie es nach der 
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts möglich ist - — 
eine differenzierte Regelung zu treffen, die den Belangen 
der Land- und Forstwirte sowie den übrigen Betroffenen 
Rechnung trägt und den Erwerb von Grundstücken durch die 
öffentliche Hand zur Erfüllung dringender öffentlicher Auf- 
gaben nicht erschwert? Welche Eingangswerte wird die 
Bundesregierung in diesem Zusammenhang vorschlagen? 


Bonn, den 16. September 1970 


Dr. Barzel, Stücklen und Fraktion 
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